
 
Satzung 

 
über die Abfallentsorgung in der Stadt Velbert 

 
(Abfallentsorgungssatzung) 

 
vom 29.09.2022 

 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW., S. 666) zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes vom 29.09.2020 (GV. NRW.2020, S. 916, in der jeweils geltenden Fassung, 
der §§ 5 und 9 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LKrWG 
NRW)  vom 01. 02.2022 (GV NRW 2022, S.136 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.), zuletzt geändert 
durch Gesetz zur Umsetzung von Vorgaben der Einwegkunststoffrichtlinie und der Abfallrahmen-
richtlinie im Verpackungsgesetz und in anderen Gesetzen vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, S. 1699 
ff.), in der jeweils geltenden Fassung, des § 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 
(BGBl. I 2017, S. 896 ff.) zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs.2 des Gesetzes zur Umsetzung der 
Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen Union vom 23.10.2020 (BGBl. I 2020, S. 2232 ff.), in der 
jeweils geltenden Fassung, des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 20. Oktober 
2015 (BGBL. I 2015, S. 1739 ff.) zuletzt geändert durch das Erste Gesetz zur Änderung des Elekt-
roG vom 20.05.2021(BGBl. I 2021, S. 1145 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, des Batteriege-
setzes (BattG) vom 25. Juni 2009 (BGBl. I 2009, S. 1582), zuletzt geändert durch Art. 1 des Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Batteriegesetzes vom 03.11.2020 (BGBl. I 2020, S. 2280 ff.), in der 
jeweils geltenden Fassung, des Verpackungsgesetztes (VerpackG – Art. 1 des Gesetzes zur Fort-
entwicklung der haushaltsnahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen vom 05. Juli 2017 - 
BGBl. I 2017, S. 2234 ff.), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Umsetzung von Vorgaben der 
Einwegkunststoffrichtlinie und der Abfallrahmenrichtlinie im Verpackungsgesetz und in anderen 
Gesetzen vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, S. 1699 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, des § 17 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19. Februar 1987 (OWiG - BGBl. I 1987, S. 602), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 a des Gesetzes vom 30.03.2021 (BGBl. I 2021, S. 448), in der je-
weils geltenden Fassung sowie in Verbindung mit der Satzung der Stadt Velbert für das Kommu-
nalunternehmen, Technische Betriebe Velbert, Anstalt des öffentlichen Rechts, vom 09.03.2022– 
jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung – hat der Verwaltungsrat des Kommu-
nalunternehmens Technische Betriebe Velbert, Anstalt des öffentlichen Rechts, in seiner Sitzung 
am 29.09.2022 folgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1 

Abfallwirtschaftliche Ziele 

 

(1) Die Abfallwirtschaft in der Stadt Velbert wird von der TBV AöR nach folgender Zielset-

zung vorgenommen: 

 a) Vermeidung von Abfällen (insbesondere durch Gebrauch von langlebigen Erzeugnissen 

und Wiederverwendung von Mehrwegprodukten); 

 b) stoffliche Verwertung von Abfällen (insbesondere durch Getrennthaltung am Anfallort und 

getrennte Einsammlung); 

 c) chemisch-physikalische oder biologische Behandlung von Abfällen; 

 d) thermische Verwertung von Abfällen; 

 e) Beseitigung von Abfällen. 

(2) Insbesondere sollen Abfälle aus Industrie und Gewerbe, für die die Vermeidung oder die stoff-

liche oder thermische Verwertung technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar sind, nicht 

beseitigt werden. Die Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) ist einzuhalten. 

 

 

 



§ 2 

Vermeidung von Abfällen 

 

(1) Zur Vermeidung von Abfällen werden Haushaltungen mit dem Ziel, beraten und informiert, den 

Anfall von Abfällen durch entsprechende Entscheidungen bei Einkauf von Produkten zu ver-

meiden. 

 

(2) Die TBV AöR wirkt in ihrem Zuständigkeitsbereich darauf hin, dass möglichst wenig Abfall 

entsteht. Dem dienen vor allem folgende Maßnahmen: 

 a) Abfälle zur Verwertung müssen nach Maßgabe des § 11 getrennt gehalten werden. 

 

 b) Bei Veranstaltungen auf Grundstücken oder in Einrichtungen der Stadt oder der TBV AöR 

dürfen Speisen und Getränke nur in pfandpflichtigen, wiederverwendbaren Verpackungen 

und Behältnissen ausgegeben und pfandpflichtige, wiederverwendbare Bestecke verwen-

det werden. Ausnahmen bedürfen einer besonderen Genehmigung im Einzelfall. Einzel-

heiten (z. B. abfallwirtschaftliche Auflagen) werden in der Genehmigung für die Veranstal-

tung festgelegt. 

 

 c) Die Eigenkompostierung wird gefördert. 

 

§ 3 

Aufgaben 
 

 (1) Die TBV AöR betreibt die Abfallentsorgung im Gebiet der Stadt Velbert nach Maßgabe der 

Gesetze und dieser Satzung als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als 

„kommunale Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtliche und wirt-

schaftliche Einheit. 

(2) Die TBV AöR informiert und berät die privaten Haushaltungen über die Möglichkeiten der Ver-

meidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, der Verwertung und Entsorgung von Abfällen 

(§ 46 KrWG i. V. m. § 3 LKrWG NRW). 

 

(3) Die TBV AöR kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben ganz oder teilweise Dritter bedienen. 

 

(4) Der Kreis Mettmann berät und informiert Industrie, Gewerbe und öffentliche Einrichtungen ge-

mäß § 2 Abs. 1 seiner Abfallsatzung zur Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfäl-

len. 

 

(5) Der Kreis Mettmann hat die Stadt Velbert nach § 22 KrWG mit der Durchführung der Entsor-

gung der nichtbrennbaren Abfälle aus dem Stadtgebiet Velbert beauftragt, die dem Anschluss- 

und Benutzungszwang der Abfallsatzung des Kreises Mettmann an die städtischen Deponien 

unterliegen. Die Stadt Velbert entsorgt deshalb diese Abfälle auf ihren Deponien, soweit dies 

aufgrund bestehender Genehmigungen zulässigerweise geschehen kann. Das Anschluss- 

und Benutzungsrecht, der Anschluss- und Benutzungszwang sowie der zugelassene Abfall-

katalog sind in der Abfallsatzung des Kreises Mettmann abschließend geregelt. 

 

 

 
  



§ 4 

Abfallentsorgungsleistungen 

 

Die Entsorgung von Abfällen durch die TBV AöR umfasst  

 

– das Einsammeln und Befördern von Restmüll  

 

- das Einsammeln und Befördern von Bioabfällen (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG). Unter Bioabfällen 

sind hierbei alle im Abfall enthaltenden biologisch abbaubaren Abfallanteile zu verstehen mit Aus-

nahme von gekochten Speiseresten (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG) 

 

- das Einsammeln und Befördern von Kunststoffabfällen, soweit es sich nicht um Einweg-Verpa-

ckungen im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG) 

 

- das Einsammeln und Befördern von Metallabfällen, soweit es sich nicht um Einweg-Verpackungen 

im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 KrWG) 

 
- das Einsammeln und Befördern von Altpapier, (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 KrWG); hierzu gehört Alt-
papier, welches keine Einweg-Verpackung (§ 3  Abs. 1 VerpackG) aus Papier Pappe/Karton dar-
stellt, wie z.B. Zeitungen, Zeitschriften und Schreibpapier; Einweg-Verkaufsverpackungen aus 
Pappe/Papier/Karton werden ebenfalls erfasst, sind aber dem privatwirtschaftlichen dualen System 
auf der Grundlage der §§ 13 ff. VerpackG zugeordnet.  
 
- das Einsammeln und Befördern von Glasabfällen, soweit es sich nicht um Einweg-Verpackungen 
im Sinne des § 3 VerpackG handelt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 KrWG)   

 

- das Einsammeln und Befördern von Alttextilien (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 KrWG) 
 
- das Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen (Sperrmüll; § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
KrWG) 
 
- das Einsammeln und Befördern von Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach dem Elektro- und 
Elektronikgerätegesetz (ElektroG) und § 17, Abs. 3 dieser Satzung 
 
- das Einsammeln und Befördern von Altbatterien gemäß § 13 Batteriegesetz (BattG) 
 
- das Einsammeln und Befördern von gefährlichen Abfällen mit dem mobilen Schadstoffmobil ( § 
20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 KrWG) 
 

- das Aufstellen, die Unterhaltung und das Entleeren von Abfallbehältern auf öffentlichen Verkehrs-

flächen und in öffentlichen Anlagen  

 

- sowie das Einsammeln und Befördern verbotswidriger Abfallablagerungen auf den der Allgemein-

heit zugänglichen Grundstücken im Stadtgebiet 

 

- Information und Beratung über die Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Verwertung 

und Entsorgung von Abfällen (§ 46 KrWG). 

 

Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Pa-

pier/Pappe/Karton, Leichtstoffverpackungen (z.B. Kunststoffe, Verbundstoffe) erfolgt im Rahmen der 

rein privatwirtschaftlichen Dualen Systeme zur Einsammlung, Sortierung und Verwertung von ge-

brauchten Einweg-Verpackungen auf der Grundlage der §§ 13 ff. des Verpackungsgesetzes (Ver-

packG). Diese privatwirtschaftlichen Dualen Systeme sind kein Bestandteil der öffentlichen Ab-



fallentsorgungseinrichtung der Stadt. Es werden im Rahmen dieser Satzung und unter Berücksich-

tigung einer jeweils geltenden Abstimmungsvereinbarung mit den privaten Systembetreibern gemäß 

§ 22 VerpackG lediglich flankierende Regelungen dahin getroffen, welche Abfälle (Einwegverpa-

ckungen) in die Erfassungsbehältnisse (z.B. gelbe Tonne, gelber Sack, Altglascontainer) der privat-

wirtschaftlichen Systeme eingeworfen werden können. Die Erfassung von Einweg-Verpackungen 

aus Papier/Pappe/Karton erfolgt gemeinsam über die öffentlich-rechtliche Altpapiererfassung für 

Druckerzeugnisse, Zeitungen, Zeitschriften (z.B. Altpapiertonne, dezentral aufgestellte Altpapier-

Depotcontainer, Abgabemöglichkeit am Wertstoffhof) 

Für gebrauchte Verpackungen im Sinne von § 14 des VerpackG stehen folgende Sammelgefäße 

zur Verfügung: 

1. Gelbe Sammelbehälter für Leichtstoffverpackungen (gelbe 120 l, 240 l, 1.100 l Behälter und 

gelbe 90 l Säcke) 

2. Depotcontainer für Hohlglas 

3. Sammelbehälter für Papierverpackungen (Altpapier-Depotcontainer, Altpapier-Tonne, 

Presscontainer als Abgabemöglichkeit auf dem Wertstoffhof u. a. für größere Gebinde) 

Jede Besitzerin und jeder Besitzer dieser Wertstoffe ist aufgefordert, hierfür die zur Verfügung ge-

stellten Behältnisse zu nutzen. 

 

 

§ 5 

Ausgeschlossene Abfälle 

(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die TBV AöR sind gemäß § 20 Abs. 3 KrWG mit Zustim-

mung des Kreises Mettmann als zuständiger Behörde alle Abfälle ausgeschlossen, die nicht in den 

in dieser Satzung beigefügten, einen Bestandteil dieser Satzung bildenden Listen (Abfallkataloge), 

aufgeführt sind, und darüber hinaus folgende Abfälle:  

 

1. Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes (z. B. VerpackG) oder einer Rechtsverordnung 

nach § 25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechende Rück-

nahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen und bei denen die Stadt/Ge-

meinde nicht durch Erfassung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt 

(§ 20 Abs. 3 Satz 1 KrWG). 

      2.    Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, insbesondere aus In-

dustrie und Gewerbe, die nicht in zugelassenen Behältern (§ 13) gesammelt werden können 

oder nach ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden 

Abfällen eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können oder die Sicherheit der um-

weltverträglichen Beseitigung im Einklang mit den Abfallwirtschaftsplänen des Landes durch 

einen anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG). 

 3.   Pflanzliche Abfälle von landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Grundstücken (landwirt-

schaftliche Betriebe und Erwerbsgärtnereien). 

 4.   Bioabfälle im Sinne von § 3 Nr. 7 KrWG aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-

tungen, insbesondere Gewerbe und Landwirtschaft, soweit diese ein Behältervolumen von 770 

l pro Grundstück und Leerungszeitraum überschreiten. 
 5.      Küchen- und Kantinenabfälle nach § 3, Abs.1 der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV). Ist 

eine Verwertung aufgrund deren geringer Menge wirtschaftlich nicht zumutbar, können diese 
mit den bei ihnen angefallenen Abfällen aus privaten Haushaltungen gemeinsam erfasst und 
dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger überlassen werden (§ 3, Abs. 2 GewAbfV). 

  6.   Erde und Steine (Erdaushub), Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik sowie Baustoffe auf Gipsba-

sis (Bauschutt) und kohlenteerhaltige Bitumengemische, Bitumengemische (Straßenaufbruch) 

sowie Kohlenteer und teerhaltige Produkte. 

 7.    Sperrige Abfälle aus Wohnungen und anderen Teilen von Wohngrundstücken, die wegen ihres 

Umfangs, ihrer Art oder ihres Gewichts nicht durch eine Fahrzeugbesatzung von Hand verla-

den werden können (s. § 17 (2)). 



 8.     Elektro- und Elektronikgeräte gemäß Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) vom 20. 
Oktober 2015 (BGBL. I, S. 1739), die eine Kantenlänge von 40 cm unterschreiten. Diese Ge-
räte werden kostenlos auf dem Wertstoffhof der DBV, Industriestr. 33 angenommen. 

 9.      Gefährliche Abfälle, d.h. schadstoffhaltige Bestandteile des Hausmülls wie Batterien, Lack-

reste, Lösungsmittel, Medikamente (Zytotoxische und zytostatische Arzneimittel), Gasentla-

dungslampen usw.   

  10.  Abfälle aus Verpackungen im Sinne des § 3 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushalts-

nahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen vom 05. Juli 2017 (BGBL. I 2017 S. 2234 

ff.), soweit es sich um folgende Verpackungen handelt: 

 

 a) Transportverpackungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 VerpackG, die vom Hersteller und 

Vertreiber (§ 3 Abs. 12 und 14 VerpackG) zurückzunehmen und einer erneuten Verwendung 

oder einer stofflichen Verwertung zuzuführen sind (§ 4 Abs. 2 VerpackG). 

b) Umverpackungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2, VerpackG, die vom Vertreiber (§ 3 Abs. 

12 VerpackG) zurückzunehmen und einer erneuten Verwendung oder einer stofflichen Ver-

wertung zuzuführen sind (§ 4 Abs. 2 VerpackG). 

 

       (2)  Über Absatz 1 hinaus kann die TBV AöR in Einzelfällen mit Zustimmung des Landrats als 

zuständige Behörde Abfälle vom Einsammeln und Befördern ganz oder teilweise ausschlie-

ßen, wenn diese nach ihrer Art oder Menge nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfäl-

len entsorgt werden können. Die TBV AöR kann die Besitzer solcher Abfälle verpflichten, diese 

bis zur Entscheidung der Unteren staatlichen Verwaltungsbehörde auf ihrem Grundstück so 

zu lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit (§ 15 KrWG) nicht beeinträchtigt wird. 

 

       (3)  Die TBV AöR kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zuständigen Be-

hörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 

Abs. 3 Satz 3 KrWG).     

  

(4) Soweit Abfälle vom Einsammeln und Befördern durch die TBV AöR ganz oder teilweise aus-

geschlossen sind, sind deren Besitzer/-innen verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Ver-

wertens, Behandelns, Lagerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung über die Abfallent-

sorgung im Kreis Mettmann in der jeweils geltenden Fassung zu der vom Kreis angegebenen 

Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern 

zu lassen. Soweit der Kreis das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls 

ausgeschlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, Lagerns oder Ablagerns 

zu einer sonstigen dafür zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern 

zu lassen. 

 

(5) Die auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, in öffentlichen Anlagen und in der freien 

Landschaft von der TBV AöR oder den Trägern des öffentlichen Personennahverkehrs aufge-

stellten Abfallbehälter sind für Abfälle bestimmt, die beim Verzehr von Lebens- und Genuss-

mitteln im Freien anfallen. Es ist unzulässig, diese Abfallbehälter zum Ablagern anderer Abfälle 

zu benutzen. 

 

(6) Änderungen der Liste (Abfallkatalog) gemäß Absatz 1 werden ortsüblich bekannt gemacht. 

 

 
  



§ 6 

Sammeln von gefährlichen Abfällen 

 

(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur 

Wahrung des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Ab-

fälle i. S. d. § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung), 

werden von der TBV AöR bei den von ihr betriebenen mobilen Sammelstellen in haushaltsüb-

lichen Mengen angenommen. Dieses gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus 

Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit diese in haushaltsüblichen Mengen anfallen 

und mit den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt werden können (§ 5 Abs. 3 LKrWG NRW). 

Gefährliche Abfälle sind gemäß § 9a KrWG von den Abfallerzeugern (§ 5 Abs. 8 KrWG) bzw. 

Abfallbesitzern (§ 5 Abs. 9 KrWG) von anderen Abfällen getrennt zu halten. 

 

(2) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Ver-

zeichnis-Verordnung) dürfen nur zu den von der TBV AöR bekannt gegebenen Terminen an 

den Sammelfahrzeugen angeliefert werden. Die Standorte der mobilen Sammelfahrzeuge 

werden von der TBV AöR bekannt gegeben und veröffentlicht. 

 

 

§ 7 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

 

(1) Jeder Eigentümer/Jede Eigentümerin eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstücks ist im 

Rahmen der §§ 4 bis 5 berechtigt, von der TBV AöR den Anschluss seines/ihres Grundstücks 

an die kommunale Entsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht). Bei Geltendma-

chung des Anschlussrechts ist das nach § 14 dieser Satzung vorgesehene Mindest-Restmüll-

behältervolumen einzuhalten. Eine Biotonne wird nur in Kombination mit einem Restmüllgefäß 

zur Verfügung gestellt. 

 

(2) Der Anschlussberechtigte/die Anschlussberechtigte und jede/r andere Abfallbesitzer/-in im    

Gebiet der Stadt haben im Rahmen der §§ 4 bis 5 das Recht, die auf ihren Grundstücken oder 

sonst bei ihnen anfallenden Abfälle der kommunalen Entsorgung zu überlassen (Benutzungs-

recht) soweit sie nicht gemäß § 5 Abs. 1 und 2 vom Einsammeln und Befördern ausgeschlos-

sen sind. Für Grundstücke, die nicht an die kommunale Entsorgungseinrichtung angeschlos-

sen sind, beinhaltet das Benutzungsrecht die Ablieferung bei der für den jeweiligen Abfall vor-

gesehenen Abfallentsorgungsanlage; ein Recht auf Abholung besteht bei nicht angeschlosse-

nen Grundstücken nicht. 

 

(3)  Wenn ein Grundstück in Wohnungs- und Teileigentum aufgeteilt ist, sind neben der Gemein-

schaft der Wohnungseigentümer/-innen auch die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer/-

innen oder Gruppen von Wohnungs- und Teileigentümern/-innen anschluss- und benutzungs-

berechtigt, wenn und soweit nach Maßgabe der Satzung der TBV AöR über grundstücksbezo-

gene Benutzungsgebühren auch die anderen durch die TBV AöR erhobenen grundstücksbe-

zogenen Benutzungsgebühren auf die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer/-innen oder 

Gruppen von Wohnungs- und Teileigentümer/-innen aufgeteilt werden sollen. Auf Antrag der 

Gemeinschaft der Wohnungseigentümer/-innen können in diesem Falle an ihrer Stelle die ein-

zelnen Wohnungs- und Teileigentümer/-innen oder Gruppen von Wohnungs- und Teileigentü-

mern/-innen in der Weise an die kommunale Entsorgungseinrichtung angeschlossen werden, 

dass ihnen nach Maßgabe dieser Satzung eigene Abfallbehälter bereitgestellt werden.  

 

 



§ 8 

Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Jeder Eigentümer/Jede Eigentümerin eines im Gebiet der Stadt Velbert liegenden Grund-

stücks ist verpflichtet, sein/ihr Grundstück an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung an-

zuschließen, wenn das Grundstück von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt 

wird (Anschlusszwang). Die Eigentümer eines Grundstücks als Anschlusspflichtige und jede/r 

andere Abfallbesitzer/-in (z. B. Mieter/-innen, Pächter/-innen) auf einem an die kommunale 

Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstück sind verpflichtet, im Rahmen der §§ 4 bis 5 die 

auf ihrem Grundstück oder sonst bei ihnen anfallenden Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur 

Verwertung aus privaten Haushaltungen der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu 

überlassen (Benutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 

Satz 1 KrWG i. V. m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der 

privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- 

oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Ein-

richtungen des betreuten Wohnens. 
 
(2) Eigentümer/-innen von Grundstücken und Abfallerzeuger/-innen bzw. Abfallbesitzer/-innen auf 

Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z. B. gewerblich / industriell 
genutzt werden, haben gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 KrWG gleichermaßen die Verpflichtungen 
nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 
Satz 2  2.Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) 
für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Abs.1 GewAbfV einen Pflicht-Restmüllbe-
hälter zu benutzen. Abfälle gelten als angefallen, wenn erstmalig die Begriffsmerkmale in § 3 
Abs. 1 KrWG erfüllt sind. Das sog. Huckepackverfahren ist unzulässig, d.h. angefallener Rest-
müll darf als gemischter Siedlungsabfall (Abfallschlüsselnummer 20 03 01) nicht mit anderen 
Abfällen, die einer anderen Abfallschlüssel-Nummer der Anlage zur Abfallverzeichnisverord-
nung zuzuordnen sind, entsorgt werden. Im Übrigen gilt Abfall zur Beseitigung als angefallen, 
wenn konkrete Verwertungsmaßnahmen durch die gewerblichen Abfallbesitzer/-innen bzw. 
Abfallerzeuger/-innen unter Beachtung der Vorgaben zur Trennung von Abfällen in den §§ 3 
und 4 GewAbfV nicht schlüssig und nachvollziehbar aufgezeigt werden können. Dies ist z.B. 
bei benutzten Staubsaugerbeuteln, benutzten Papiertaschen- bzw. Papierküchentüchern, Kü-
chenschwämmen, Kehricht, benutzten Damenbinden und Tampons, Zigarettenkippen sowie 
zerbrochenem Porzellan anzunehmen. 

 
         Die Zuteilung des Gefäßvolumens für den Pflicht-Restmüllbehälter erfolgt auf Grundlage der 

Maßgaben von § 14 (3) dieser Satzung. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der Benutzung 
einer Biotonne, damit die Fehlwurfquote bezogen auf Glas und Bioabfälle von nicht mehr als 
5 % in einem Abfallgemisch eingehalten werden kann, welches gemäß den §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 
1 GewAbfV einer Vorbehandlungsanlage zuzuführen ist.  

 

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, 

die anderweitig z. B. gewerblich / industriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu 

Wohnzwecken genutzt werden (sogenannte gemischt genutzte Grundstücke). Die gemein-

same Nutzung von Abfallbehältern durch private Haushaltungen oder Erzeuger/-innen und 

Besitzer/-innen von gewerblichen Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich. 

 

(4)    Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen wird im Einzelfall durch Ausnahmegenehmigung 

nach § 28 Abs. 2 KrWG durch die örtliche Ordnungsbehörde zugelassen. 
 

  



§ 9 
Ausnahmen vom Benutzungszwang 

 
Ein Benutzungszwang nach § 8 besteht nicht,  
 

- soweit Abfälle gemäß § 5 dieser Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung ausge-
schlossen sind; 

- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig zurück-
genommen werden, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zu-
ständige Behörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid gemäß § 26 Abs. 3 oder 
Abs. 4 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG) 

- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 
KrWG unterliegen und die TBV AöR an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs.2 Satz 1 Nr. 1 
KrWG); 

- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich sind im Sinne des § 3 Abs.5 KrwG, durch 
eine nach § 17 Abs.2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung 
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden ; 

- soweit Abfälle, die nicht gefährlich sind im Sinne des § 3 Abs.5 KrWG, durch eine nach § 17 Abs.2 
Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden, soweit dies der TBV AöR nachgewiesen worden ist und 
nicht überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen. 

 
 

§ 10 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang 

an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 
 

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung be-
steht bei Grundstücken die von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, so-
weit die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen nachweisen, dass sie in der Lage sind, Ab-
fälle zur Verwertung auf dem an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung angeschlossenen 
Grundstück ordnungsgemäß und schadlos im Sinne des § 7 Abs. 3 KrWG zu verwerten (Eigen-
verwertung). Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang an das Bioabfallgefäß be-
steht insoweit dann, wenn die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen nachvollziehbar und 
schlüssig darlegen, dass sie nicht nur willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage 
sind, alle auf dem Grundstück anfallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schad-
los i.S.d. § 7 Abs.3 KrWG selbst so zu behandeln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer (z.B. Ratten), nicht ent-
steht. Die TBV AöR stellt auf der Grundlage der Darlegungen der Anschluss- und/oder Benut-
zungspflichtigen fest, ob und inwieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang 
gemäß § 17 Abs.1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht. 

 
(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei Grundstücken, die nicht zu 

Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. industriell/gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt 
werden, wenn der/die Abfallerzeuger/-in bzw. der/die Abfallbesitzer/-in nachweist, dass er/sie 
die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseitigung) 
und kein überwiegendes öffentliches Interesse eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung 
erfordert. Die TBV AöR stellt auf der Grundlage der Darlegungen der Anschluss- und/oder Be-
nutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang gemäß § 17 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG besteht.  

 
(3) Es kann eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang erteilt werden, wenn dieser  zu 

einer unzumutbaren Härte für die Überlassungspflichtigen führen würde und die schadlose  Ver-
wertung oder Beseitigung nach den §§ 5 ff. und 10 ff. KrWG gewährleistet ist. 

 

 

 

 



§ 11 

Getrennthalten von Abfällen zur Verwertung 

und Abfällen zur Beseitigung, 

Benutzung und Leerung bzw. Abholung der Abfallbehältnisse für Leichtstoffverpackungen 

 

(1) Alle Verpackungen, unabhängig von den Materialien, aus denen sie bestehen (§ 3 Abs. 1 Ver-

packG) und verwertbare Abfälle wie Altglas, Altpapier, Kartonagen, Kunststoffe, Verbundstoffe, 

Elektro- und Elektronikgeräte, Metallschrott, Holz, Kork, Textilien, kompostierbare Stoffe und die in 

§ 5 Abs. 1 Ziffer 9 genannten schadstoffhaltigen Bestandteile des Hausmülls sind getrennt zu halten, 

sofern eine entsprechende Entsorgung angeboten wird. 

 

(2) Die gemäß Absatz 1 getrennt zu haltenden Stoffe dürfen nur in die hierfür bestimmten     

Behältnisse gefüllt werden. Auf Wohnzwecken dienenden Grundstücken und  

Grundstücksteilen anfallendes Altpapier und Kartonagen kann über die freiwillige blaue  

Altpapier-Tonne oder über die Depotcontainer der Verwertung zugeführt werden. Die gefüllten  

Behältnisse für Leichtstoffverpackungen bzw. Altpapier und Kartonagen müssen an  

Abfuhrtagen um 7:00 Uhr soweit möglich am Fahrbahnrand bereitstehen und sind so  

aufzustellen, dass der Straßenverkehr nicht gefährdet wird. Sie dürfen frühestens am  

Vorabend hierfür bereitgestellt werden. Nach durchgeführter Abfuhr zurückgebliebene  

Behältnisse müssen unverzüglich entfernt werden. 
 

 

§ 12 

Benutzung und Bereitstellung 

der Abfallbehälter 

      
(1) Die Abfallbehälter werden von der TBV AöR gestellt und unterhalten. Sie bleiben ihr Eigentum. 

(2) Die Abfälle müssen in die von der TBV AöR gestellten Abfallbehälter oder die dafür zur Verfü-

gung gestellten Depotcontainer, entsprechend deren Zweckbestimmung, eingefüllt werden. Ab-

fälle dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereitgestellt oder neben die Abfall-

behälter oder Depotcontainer gelegt werden. 

(3) Der/die Grundstückseigentümer/in hat dafür Sorge zu tragen, dass die Behälter allen Hausbe-

wohnern/-innen zugänglich sind und ordnungsgemäß benutzt werden können. 

(4) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln. Behälter nach § 13 Abs.1 Buchstaben a und b 

dürfen nur zur Hälfte befüllt werden, falls keine entsprechenden Einsätze darin eingelassen 

sind. Abfälle dürfen nicht in die Abfallbehälter eingestampft, verdichtet oder in ihnen verbrannt 

werden. Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu fül-

len. Die Behälter dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sie sich ordnungsgemäß schließen las-

sen. In Abfallsäcke dürfen zudem scharfkantige Gegenstände nur so verpackt eingefüllt wer-

den, dass Verletzungen des Personals sowie Beschädigungen der Abfallsäcke ausgeschlos-

sen sind. Die Abfallbesitzer oder die Abfallbesitzerinnen dürfen die Abfälle nur in die ihren 

Grundstücken zugeteilten Abfallbehälter einfüllen. Nicht ordnungsgemäß zugebundene Abfall-

säcke werden nicht entsorgt; Behälter, deren Deckel nicht ordnungsgemäß geschlossen sind 

oder fehlbefüllte Behälter werden nicht geleert. 

(5) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, die die Behälter, die Sammelfahrzeuge 

sowie die Entsorgungsanlagen beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, dürfen 

nicht eingefüllt werden. 

(6) Werden Stoffe, die nicht in den Listen (Abfallkataloge) zu § 5 Abs. 1 aufgeführt sind, in bereit-

gestellten Behältern vorgefunden, entfällt die Pflicht zur Entsorgung. Das gilt auch für Abfälle 

zur Verwertung und Abfälle zur Beseitigung, die nicht in die zur Verfügung gestellten Behälter 

eingefüllt wurden. 



(7) Die in § 5 Abs. 1 Nr. 9 genannten schadstoffhaltigen Abfälle sind nach Art des Schadstoffes 

getrennt zu den Sammelstellen zu bringen. 

(8) Der/die Grundstückseigentümer/in haftet für Schäden, die durch unsachgemäße Behandlung 

der Behälter oder durch Einbringen von nicht zugelassenen Gegenständen an den Sammel-

fahrzeugen oder den Entsorgungsanlagen entstehen entsprechend den gesetzlichen Haftungs-

regelungen. 

 

 

§ 13 

Abfallbehälter und Abfallsäcke 

 

(1) Für das Einsammeln und Befördern von Wertstoffen und Abfällen werden folgende Behälter 

bzw. Säcke bereitgestellt: 

 a) 40 l Inhalt (Restmüll), in Form eines 80 l-Behälters, der 

    entsprechend gekennzeichnet ist, 

 b) 60 l Inhalt (Restmüll), in Form eines 120 l-Behälters, der 

    entsprechend gekennzeichnet ist, 

 c) 80 l Inhalt (Restmüll), 

 d) 120 l Inhalt (Restmüll, Bioabfall und Altpapier), 

 e) 240 l Inhalt (Restmüll, Bioabfall und Altpapier), 

 f) 770 l Inhalt (Restmüll und Bioabfall), 

 g) 1100 l Inhalt (Restmüll und Altpapier). 

 h) 45 l Inhalt (Sack) 

 i) 70 l Inhalt (Sack), 

 

(2) Die TBV AöR bestimmt den Zweck der Abfallbehälter. 

 

(3) Die TBV AöR stellt und unterhält die Abfallbehälter, soweit ihr Einsammeln und Befördern nach 

dieser Satzung obliegen. Die Pflege der Abfallbehälter obliegt den Benutzern /-innen. Die Ab-

fallbehälter verbleiben bei einem Wohnungswechsel auf dem Grundstück. 

 

(4) Die Behälter können auch für mehrere Grundstücke aufgestellt werden. 

 

 

§ 14 

Art, Anzahl und Größe der 

Abfallbehälter und Abfallsäcke 

 
(1) Die Grundstückseigentümer/-innen bestimmen das von der TBV AöR bereitzustellende Behäl-

tervolumen für Restmüll zur Beseitigung. Hierbei ist jedenfalls das Mindest-Restmüllbehältervo-
lumen gemäß Absatz 2 bis 4 einzuhalten.  

 
(2) Bei Grundstücken mit privaten Haushaltungen ist ein Mindest-Restmüllbehältervolumen von 20 

Litern pro Person und 2 Wochen für jeden mit Haupt- oder Nebenwohnsitz auf dem Grundstück 
gemeldeten Einwohner vorzuhalten. Für Grundstückseigentümer/-innen von Grundstücken, auf 
denen unter Nichtbeachtung des Anschluss- und Benutzungszwangs eine Bioabfalltrennung 
nicht erfolgt, wird ein Mindest-Restmüllbehältervolumen von 30 Litern pro Person und 2 Wo-
chen festgelegt.  

 
(3) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen wird 

der Behälterbedarf für Abfälle zur Beseitigung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwer-
ten ermittelt. Jeder Grundstückseigentümer und jede Grundstückseigentümerin ist verpflichtet, 



bei Grundstücken, auf denen sich Nutzungen anderer Herkunftsbereiche als privaten Haushal-
tungen befinden, ein Mindest-Restmüllbehältervolumen von 20 Litern pro Einwohnergleichwert 
und 2 Wochen für jedes auf dem Grundstück gemeldete Gewerbe sowie für jeden auf dem 
Grundstück gemeldeten Freiberufler vorzuhalten. 

 

 

    Die Einwohnergleichwerte werden nach folgender Regelung festgestellt: 

 

        Zuordnung der Einwohnergleichwerte (EGW)  

Unternehmen/ Institution Bezugsgröße (je Platz / Be-
schäftigtem/-r / Bett) 

EGWB*  

öffentliche Verwaltungen, Geld-in-
stitute  

je Beschäftigtem/-r 0,27 

Verbände, Krankenkassen, Versi-
cherungen  

je Beschäftigtem/-r 0,27 

Krankenhäuser, Kliniken, Wohn-, 
Pflege- sowie Kinderheime  

je Bett 0,8 

Schulen, Kindergärten  je Schüler/-in/Kind 0,08 

Beherbungsbetriebe, Jugendher-
bergen  

je Bett 0,2 

Speisewirtschaften, Imbissstuben je Beschäftigtem/r 3 

Gaststättenbetriebe, die nur als 
Schankwirtschaften konzessio-
niert sind, Spielhallen, Eisdielen 

je Beschäftigtem/-r 1 

Lebensmittelgroß- und –einzel-
handel (einschl. Bäckereien, 
Metzgereien) 

je Beschäftigtem/-r 1 

Sonstiger Groß- und Einzelhandel je Beschäftigtem/-r 0,4 

selbständige Tätigkeiten der 
freien Berufe  

je Beschäftigtem/-r 0,2 

selbständige Handels-, Industrie- 
u. Versicherungsvertreter  

je Beschäftigtem/-r 0,2 

Industrie, Handwerk und übriges 
Gewerbe 

je Beschäftigtem/-r 0,4 

 

 *EGW pro Bezugsgröße 

 Der Einwohnergleichwert für ein Unternehmen bzw. eine Institution wird wie folgt berechnet: 

 EGWgesamt (Unternehmen, Institution u. a. m.) = Bezugsgröße * anzusetzender EGWB. 

 Der berechnete EGWgesamt wird bis unter 0,50 auf die nächst niedrigere volle Zahl    abgerun-

det und / oder ab 0,50 auf die nächst höhere volle Zahl aufgerundet.“ 

 
            Als Beschäftigte gelten bei der Berechnung alle in einem Betrieb Tätige (z. B. Arbeitnehmer/-

innen, Unternehmer/-innen, mithelfende Familienangehörige, Auszubildende) einschließlich 
Zeitarbeitskräfte. Halbtags Beschäftigte werden zu 50 v. H. beim EGWB bei der Veranlagung 
berücksichtigt. 

            Beschäftigte, die weniger als die Hälfte, aber mindestens 25 % der branchenüblichen Arbeits-
zeit beschäftigt sind, werden zu 25 v. H. bei der Festsetzung der EGWB berücksichtigt. Be-
schäftigte, die weniger als 25 % der branchenüblichen Arbeitszeit beschäftigt sind, werden 
bei der Festsetzung der EGWB nicht berücksichtigt. Die beiden letztgenannten Regelungen 



gelten auch für Beschäftigte, die weniger als 50 % bzw. 25 % der branchenüblichen Arbeits-
zeit im Stadtgebiet Velbert (z. B. Außendienstmitarbeiter/-innen außerhalb Velbert) beschäf-
tigt sind. 

 
(4) Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haushaltungen und Abfälle aus anderen Her-

kunftsbereichen anfallen, die gemeinsam in einem Restmüllbehälter gesammelt werden können, 
werden die Mindest-Restmüllbehältervolumina gemäß Absatz 2 und Absatz 3 addiert. 

 
(5) Die TBV AöR prüft anhand der Meldedaten, ob zum Stichtag am 01.07. eines jeden Jahres das 

Mindest-Restmüllbehältervolumen eingehalten wird. Soweit das Mindest-Restmüllbehältervolu-
men unterschritten wird, teilt die TBV AöR von Amts wegen ein höheres Volumen zu. Eine Vo-
lumenreduzierung von Amts wegen erfolgt nicht. 

 
(6) Das zugeteilte Volumen ist, soweit das Mindest-Restmüllbehältervolumen eingehalten wird, auf 

Antrag des Grundstückseigentümers/ der Grundstückseigentümerin in Textform zu ändern. Der 
Antrag kann mit Wirkung zum 01.01., 01.03. oder 01.07. eines Jahres gestellt werden. Für eine 
Änderung mit Wirkung zum 01.01. muss der Antrag bis zum vorausgehenden 01.10. bei der 
TBV AöR eingehen. Ändert sich das Mindest-Restmüllbehältervolumen aufgrund eines Sterbe-
falls, kann das Volumen ohne Einhaltung der Frist oder der Stichtage auf Antrag unter Glaub-
haftmachung des Sterbefalls zum nächsten Monatsersten geändert werden. 

 

(7) Für die Abfuhr der verwertbaren Stoffe (Bioabfall) werden Bioabfallgefäße in ausreichender Zahl 

zur Verfügung gestellt 
 

(8) Für vorübergehend mehr anfallende Abfälle, die sich zum Sammeln in Abfallsäcken eignen, kön-

nen zusätzlich von der TBV AöR zugelassene Abfallsäcke benutzt werden. Sie werden von der 

Stadt eingesammelt, soweit sie neben den Abfallbehältern am Abfuhrtag bereitgestellt sind. 
 

(9) Lassen die örtlichen Verhältnisse eines Grundstücks das Einsammeln von Abfällen in Abfallbe-

hälter nach § 13 Abs. 1 Buchst. a bis e nicht zu, werden anstelle der Abfallbehälter von der 

TBV AöR zugelassene Abfallsäcke bereitgestellt. 
 

(10) Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen auf der Grundlage einer fototechnischen Doku-

mentation festgestellt, dass die vorhandenen Abfallbehälter für die Aufnahme des regelmäßig anfallenden 

Abfalls nicht ausreichen und sind zusätzliche Abfallbehälter nicht beantragt worden, haben die Anschluss-

pflichtigen die Aufstellung eines Abfallgefäßes mit dem nächst größeren Behältervolumen zu dulden. 
 

(11) Wird bei drei aufeinander folgenden Entleerungsterminen auf der Grundlage einer fototechni-

schen Dokumentation festgestellt, dass Bioabfallgefäße oder Papiergefäße mit Restmüll oder 

anderen Abfällen falsch befüllt worden sind, so werden wegen der damit verbundenen Verhin-

derung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung dieser Abfälle die Bioabfall- und/o-

der Altpapiergefäße abgezogen und durch Restmüllgefäße mit einem entsprechenden Fas-

sungsvolumen der abgezogenen Bioabfall- und Altpapiergefäße ersetzt. 

 

 

§ 15 

Leerung der Abfallbehälter bzw. Abholung der Abfallsäcke und der sperrigen Teile  

 

(1) Die für den Restmüll und Bioabfall bereitgestellten Abfallbehälter bzw. Abfallsäcke werden al-

ternierend wöchentlich entleert bzw. abgeholt. In begründeten Ausnahmefällen kann Restmüll 

auch häufiger entsorgt werden. Die für Altpapier und Kartonagen bereitgestellten Abfallbehäl-

ter werden grundsätzlich alle 4 Wochen abgefahren. Die Abfuhrtage werden von der TBV AöR 

bestimmt und ortsüblich bekannt gemacht. 

(2) Die gefüllten Abfallbehälter bzw. Abfallsäcke und die sperrigen Teile müssen an Abfuhrtagen 

um 7.00 Uhr soweit möglich am Fahrbahnrand bereitstehen und sind so aufzustellen, dass der 



Straßenverkehr nicht gefährdet wird. Sie dürfen frühestens am Vorabend hierfür bereitgestellt 

werden. 

(3) Wo die Sammelfahrzeuge nicht vorfahren können, müssen die Behälter bzw. Säcke bis an die 

nächste für die Sammelfahrzeuge erreichbare Verkehrsfläche gebracht werden. 

(4) Nach Entleerung sind die Abfallbehälter ohne Verzug zu entfernen. 

(5) Etwa entstandene Verschmutzungen sind unbeschadet anderer Vorschriften vom Eigentümer/ 

von der Eigentümerin des angeschlossenen Grundstücks zu beseitigen bzw. zu entfernen. 

 

 

§ 16 

Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter 

 

(1) Die Abfallbehälter sind bis zur Abfuhr auf den Grundstücken so aufzustellen, dass sie das 

Gesamtbild ihrer Umgebung nicht stören und darüber hinaus ihrem Zweck entsprechend ohne 

Missstände zu benutzen sind. Für die Standplätze und Transportwege gelten die Unfallverhü-

tungs- und Brandverhütungsvorschriften. Darüber hinaus gilt die DIN 30.700 (Großbehälter) 

sowie die DIN 30.736 (Müllbehälterschränke). Kann das Abfallsammelfahrzeug nicht am Ent-

sorgungsgrundstück oder dem Bereitstellungsplatz für dessen Abfallbehälter vorfahren oder 

wäre eine Anfahrt nur durch eine unzulässige Rückwärtsfahrt sicherzustellen, wird von den 

TBV AöR ein Aufstellungsort für Abfallbehälter an einer für das Abfallsammelfahrzeug anfahr-

baren Stelle festgelegt. Die TBV AöR ist nicht verpflichtet, Privatgrundstücke, private Zufahrten 

oder Straßen und Wege, die nicht den baulichen Anforderungen einer Straße entsprechen, mit 

Entsorgungsfahrzeugen zu befahren. 

(2) Hat der Eigentümer/ die Eigentümerin eines Grundstücks die Abfallentsorgung mit Großbehäl-

tern gewählt (§ 13 Abs. 1), so ist er/sie verpflichtet, einen Standplatz für Großbehälter zu er-

richten und zu unterhalten. 

(3) Die Standplätze für Großbehälter sind zur Straße hin mit Mauern oder immergrünem Strauch-

werk von mindestens 1,50 m Höhe zu umgeben. Den Standort und die Größe des Platzes 

bestimmt die Stadt nach Anhörung der Anschlusspflichtigen. Außer den bauaufsichtlichen Vor-

schriften sind aus betrieblichen Gründen folgende Bestimmungen zu beachten: 

 

1. Die Standplätze müssen mit einem dauerhaften, nicht lose verlegten und leicht zu reini-

gendem festen Belag (Platten, Pflaster, Beton) versehen sein. Die Standfläche darf nicht 

unter der Höhe des Transportweges liegen und ebenso wie dieser nicht durch Schwellen, 

Einfassungen, Rinnen und dergleichen unterbrochen sein. Es ist weiterhin dafür zu sor-

gen, dass sich Oberflächenwasser nicht ansammeln kann. 

 

2. Die Standplätze für Großbehälter und ortsfeste Abfallbehälter sollen von Öffnungen von 

Aufenthaltsräumen mind. 5 m, von den Nachbargrenzen mind. 2 m entfernt sein. Ausnah-

men können zugelassen werden, wenn die Standplätze für mehrere Grundstücke einge-

richtet werden. Die Aufstellung beweglicher Abfallbehälter innerhalb von Gebäuden, in 

besonderen gut belüftbaren Räumen, ist zulässig. Die Entfernung der Standplätze für 

Großbehälter von der Fahrbahn soll höchstens 5 m, in Ausnahmefällen bis zu 10 m betra-

gen. 

 

3. Die Standplätze sind so anzulegen, dass die Großbehälter nicht ohne Krafteinwirkung auf 

die Straße rollen. 

 

4. Die Transportwege zu den Standplätzen für Großbehälter sind mit einem statisch ausrei-

chenden Unterbau sowie einer geschlossenen und gleitsicheren Decke zu versehen. Sie 



müssen mindestens 1,30 m breit sein und dürfen ein Gefälle bis zu 3 % haben. Die Trans-

portwege auf dem Grundstück müssen stets in einem verkehrssicheren Zustand gehalten 

werden; Schnee, Eis und Winterglätte sind zu beseitigen. Die Transportwege müssen aus-

reichend beleuchtet sein. Großbehälter dürfen nicht durch Gebäude transportiert werden. 
 

 5. Sind Standplätze als Aussparungen in Mauern angeordnet oder von Mauern umgeben, ist 

für die Innenwände ein leicht zu reinigendes Material als Baustoff zu verwenden. 

 

 

§ 17 

Entsorgung von Sperrmüll, Elektro- und Elektronik-Altgeräte, und Altbatterien und Weih-

nachtsbäume 

 

(1) Der Anschlussberechtigte/die Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer/jede an-

dere Abfallbesitzerin  im Gebiet der Stadt Velbert hat im Rahmen der §§ 4 und 5 dieser Sat-

zung das Recht, sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder Ihres Gewichtes nicht in 

den nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehältern eingefüllt werden können (Sperrmüll/ 

Hausratgegenstände in haushaltsüblichen Mengen bis zum 3 cbm) auf Antrag gesondert ab-

fahren zu lassen, sofern sie nachfolgend nicht vom Einsammeln und Befördern ausgeschlos-

sen sind. § 15 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. Die Bereitstellung hat getrennt nach Altholz, 

metallhaltigem und brennbarem Sperrgut zu erfolgen. Sperrige Abfälle sind gemäß § 3 Abs. 5 

a Nr. 1 KrWG Siedlungsabfälle. Zusätzlich können sperrige Abfälle bis zu 1 cbm aus privaten 

Haushalten bzw. aus anderen Herkunftsbereichen, wenn diese Abfälle aufgrund Ihrer Beschaf-

fenheit und Zusammensetzung mit Abfällen aus privaten Haushaltungen vergleichbar sind 

zum Wertstoffhof gebracht werden. 

          

(2) Folgende Abfälle nach Absatz 1 sind vom Einsammeln und Befördern der sperrigen Abfälle 

ausgeschlossen: 

 a) Hausratgegenstände mit folgenden Eigenschaften: 

- Gegenstände, die eine größere Kantenlänge als 2 m haben 

- Gegenstände, die schwerer als 70 kg sind 

- Mengen, die mehr als 3 m3 umfassen 

- Komplette Haushaltsauflösungen 

 

 b)  Hausratgegenstände, die im Sinne von Buchstabe a) keine Hausratgegenstände sind, d. 

h. alle Gegenstände, die entweder fest oder vorübergehend fest in einer Wohnung oder 

auf anderen Teilen des Grundstückes installiert sind, z.B. Baustellen-/Renovierungsab-

fälle, wie Fenster, Außenrollos, Türen, Heizungen, Badewannen etc. 

- Bauhölzer, wie Dielenböden, Holzvertäfelungen, Gartenzäune, Gartenhäuser etc. 

- mineralische Abfälle, wie Waschbecken, Toilettenschüsseln, Bauschutt etc. 

 c) Abfälle, die über andere Teile des Entsorgungssystems entsorgt werden können, z. B. 

- Hausmüll, Kleinteile, die in Kartons, nicht städtischen Müllsäcken oder anderen Behältnis-

sen herausgestellt werden 

- Wert- und Schadstoffe, die über andere Systeme erfasst werden, siehe § 11 

- kompostierbare Abfälle, wie z. B. Baum- und Strauchschnitt 

- Abfälle, die in den Listen (Abfallkataloge) zu § 5 Abs. 1 aufgelistet sind. 

- Abfälle für deren Entsorgung der Kreis Mettmann zuständig ist. 

 d) Autoteile 

 

(3)  Elektro-und Elektronik-Altgeräte i. S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind vom Besitzer/von der Besitzerin 

der Altgeräte gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG getrennt vom unsortierten Siedlungsabfall, 



insbesondere Sperrmüll, gesondert zur Abholung vor dem Grundstück bereitzustellen bzw. kön-

nen zum Wertstoffhof gebracht werden. Besitzer von Altgeräten haben Altbatterien und Altak-

kumulatoren, die nicht von Altgeräten umschlossen sind, gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG 

vor der Abgabe an der Erfassungsstelle zu trennen und der gesonderten Altbatterien-Entsor-

gung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 

5 Satz 2 und Satz 3 ElektroG Altgeräte separiert werden, um diese für die Wiederverwendung 

vorzubereiten.  

 

(4) Altbatterien i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom Endnutzer/ von der Endnutzerin (§ 2 Abs. 

13 BattG) als Besitzer/-in von Altbatterien gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten Siedlungs-

abfall einer getrennten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 BattG nicht für Altbat-

terien, die in andere Produkte fest eingebaut worden sind. Die Abgabemöglichkeiten von Batterien werden 

öffentlich bekannt gegeben.  

 

(5) Weihnachtsbäume werden im Januar eines jeden Jahres zu den von der TBV AöR angegebenen Termi-

nen gemeinsam mit dem Bioabfall entsorgt. Weihnachtsbäume (max. 2 m Länge) sind unverpackt, unge-

schmückt, d.h. ohne Reste von Weihnachtsschmuck gut sichtbar am Straßenrand bereitzulegen. § 15, 

Abs. 2, 3 und 5 gelten entsprechend. 

 
 

§ 18 
Entsorgung über Abrufkarte bzw. digitale Verfahren 

 
(1) Die Entsorgung sperriger Abfälle und der Elektro- und Elektronikgeräte mit Ausnahme der Ge-

räte nach § 5, Abs. 1 erfolgt auf Anforderung entweder durch ein elektronisches Formular oder 
mittels einer gesonderten Abrufkarte an Terminen, die gesondert festgelegt werden.  

 
(2) Die Abfuhr gebündelter Gartenabfälle (Baum- und Strauchschnitt) erfolgt auf Anforderung ent-

weder durch formlose Anmeldung in Textform oder mittels einer gesonderten Abrufkarte bei 
der nächstmöglichen Entleerung der Bioabfall-Behälter. 

 

 

§ 19 

Depotcontainer 

 

(1) An zentralen Standorten sind Depotcontainer aufgestellt. Die TBV AöR informiert über die 

Standorte sowie deren Änderungen. 

(2) In die zur Sammlung verwertbarer Stoffe aufgestellten Depotcontainer dürfen ausschließlich 

die jeweils hierfür zugelassenen Abfälle zur Verwertung z. B. Glas (Flaschen, Gläser), Papier 

(Zeitungen, Zeitschriften, Pappe, Kartonagen) eingefüllt werden. 

(3) Zur Vermeidung von Lärmbelästigungen dürfen Depotcontainer für Altglas und Altpapier nur 

werktags in der Zeit von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr genutzt werden.  

(4) Abfälle zur Verwertung dürfen nicht neben aufgestellten Depotcontainern abgestellt werden. 

 

 

§ 20 

Anmeldepflicht 

 

(1) Der Grundstückseigentümer/Die Grundstückseigentümerin hat der TBV AöR den erstmaligen 

Anfall von Abfällen, die voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück wohnen-

den Personen sowie jede wesentliche Veränderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder 

der auf dem Grundstück wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumelden.  



(2) Wechselt der Grundstückseigentümer/die Grundstückseigentümerin, so sind sowohl der bis-

herige als auch der neue Eigentümer/die neue Eigentümerin verpflichtet, die TBV AöR unver-

züglich zu benachrichtigen. Wechselt der Inhaber/die Inhaberin eines Betriebes, aus dem bis-

her regelmäßig Abfälle zur Beseitigung zu einer Entsorgungsanlage unmittelbar befördert wor-

den sind, so hat der neue Inhaber/die neue Inhaberin dies der TBV AöR unverzüglich mitzu-

teilen und die nach Abs. 1 erforderlichen Angaben zu machen. 

 

 

§ 21 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 

 

(1) Der Grundstückseigentümer/Die Grundstückseigentümerin, der/die Nutzungsberechtigte oder 

der Abfallbesitzer/-in bzw. Abfallerzeuger/-in sind verpflichtet, über die Pflichten gem. § 20 

hinaus, alle für die Entsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Hierzu gehört insbeson-

dere die Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten 

in Krankenhäuser, Kliniken, Wohn-, Pflege-, Kinderheimen, Beherbergungsbetrieben sowie 

Jugendherbergen. 

(2) Die Eigentümer/-innen und Besitzer/-innen von Grundstücken, auf denen überlassungspflich-

tige Abfälle anfallen, sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Ab-

fallgefäßen auf ihrem Grundstück sowie das Betreten des Grundstücks zum Zweck des Ein-

sammelns, und zur Überwachung des Getrennthaltens und der Verwertung von Abfällen zu 

dulden.  

(3) Den Beauftragten der TBV AöR ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt 

werden, in den Grenzen des § 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu den angeschlossenen 

Grundstücken zu gewähren, für die nach dieser Satzung Anschluss-und Benutzungszwang 

besteht. Auf den Grundstücken vorhandene Sammelstellen für Abfälle müssen zu diesem 

Zweck jederzeit zugänglich sein. 

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht innerhalb 

einer angemessenen Frist entsprochen, so ist die TBV AöR berechtigt, die notwendigen 

Zwangsmittel nach den §§ 55 ff. des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nord-

rhein-Westfalen vom 19.02.2003 (GV NRW S. 156, ber.S.570; 2005 S. 818 / SGV NRW 2010) 

in seiner jeweiligen Fassung anzuwenden, insbesondere Maßnahmen auf Kosten der An-

schlusspflichtigen durchzuführen oder von anderen durchführen zu lassen.  

(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der TBV AöR ausgestellten Dienstausweis aus-

zuweisen. 

(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 Grundgesetz) wird insoweit 

durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG eingeschränkt. 

 

 

§ 22 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 

 

(1) Wird die Entsorgung infolge höherer Gewalt, durch Streik, Betriebsstörungen, betriebsnotwen-

dige Arbeiten, behördliche Verfügungen oder Verlegungen des Zeitpunktes der Entsorgung 

vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchgeführt, so hat der/die an 

die Entsorgung Angeschlossene keinen Anspruch auf Schadenersatz oder auf Ermäßigung 

der Gebühren. 

         Ist das Abholen der Abfälle aus einem der vorgenannten Gründe unterblieben, so wird es so-

bald wie möglich nachgeholt. Soweit der Betrieb der von der TBV AöR zur Verfügung gestell-



ten Entsorgungsanlage gestört ist, hat die TBV AöR im Rahmen der ihr gegebenen Möglich-

keiten für Ausgleichsmöglichkeiten zu sorgen und darauf hinzuwirken, dass die Störungen be-

hoben werden. 

 

 

§ 23 

Anfall der Abfälle, Eigentumsübergang 

 

(1) Als angefallen zum Einsammeln und Befördern gelten Abfälle und Gegenstände, die in zuge-

lassene Abfallbehälter oder Abfallsäcke eingefüllt zur Abfuhr bereitstehen oder für die Abfuhr 

sperriger Abfälle (§ 17) bereitgestellt sind bzw. in die im Stadtgebiet im Rahmen der Wertstoff-

sammlung aufgestellten Wertstoffcontainer zweckentsprechend eingefüllt oder an den Sam-

melstellen für Schadstoffe abgegeben werden. 

(2) Abfälle, die nach dieser Satzung nicht ausgeschlossen sind, gehen in das Eigentum der TBV 

AöR über, sobald sie eingesammelt und auf die Sammelfahrzeuge verladen worden sind. 

(3) Die TBV AöR ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder 

suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behan-

delt. 

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfälle zu durch-

suchen oder weg zu nehmen. 

 

 

§ 24 

Abfallentsorgungsgebühren 

 

Für die Benutzung der Entsorgungseinrichtungen der TBV AöR werden Gebühren nach der 

zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung für die öffentliche Entsorgung der TBV AöR 

erhoben. Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung 

beginnt, wenn dem/ der anschluss- und benutzungspflichtigen Grundstückseigentümer/-in ein 

oder mehrere Abfallgefäße zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfall-

gefäße anderweitig vorhanden sind und diese zur Abfallüberlassung / Entsorgung bereitge-

stellt werden und das an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung angeschlossene 

Grundstück mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung dieser Abfallbehältnisse angefahren wird. 

 

 

§ 25 

Andere Berechtigte und Verpflichtete 

 

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer/-innen ergebenden Rechte und 

Pflichten gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer/-innen und sons-

tige Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher/-innen 

sowie alle sonstigen zum Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstücksei-

gentümer/-innen werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass neben ihnen 

andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vorhanden sind. 

 

 
  



§ 26 

Begriff des Grundstücks 

 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftska-

taster und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jeder zusam-

menhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 

 

 
§ 27 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungs-
widrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er entgegen 

 
 1. § 2 Abs. 2 Buchst. b) Speisen und Getränke nicht in pfandpflichtigen, wieder-verwendba-

ren Verpackungen und Behältnissen ausgibt und nicht pfandpflichtige, wiederverwend-
bare Bestecke verwendet; 

 2. § 5 Abs. 1 Abfallbehälter zur Aufnahme von nach dieser Satzung zur Abfuhr nicht zuge-
lassenen Abfällen verwendet; 

 3. § 5 Abs. 2 in Einzelfällen durch die TBV AöR vom Einsammeln und Befördern ganz oder 
teilweise ausgeschlossene Abfälle nicht bis zur Entscheidung der unteren staatlichen 
Verwaltungsbehörde auf dem Grundstück so lagert, dass das Wohl der Allgemeinheit 
nicht beeinträchtigt wird; 

 4. § 5 Abs. 3 der Verpflichtung zur Entsorgung der Abfälle, die durch die TBV AöR von den 
Entsorgungseinrichtungen der TBV AöR ganz oder teilweise ausgeschlossen sind, nicht 
nachkommt; 

 5. § 7 unberechtigt eine Entsorgungseinrichtung der TBV AöR in Anspruch nimmt; 
 6. § 8 als Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstücks, auf dem nicht aus-

geschlossene Abfälle anfallen, diese nicht von der TBV AöR entsorgen lässt; 
 7. § 8 als Anschlusspflichtiger oder als anderer Abfallbesitzer im Rahmen der §§ 4 und 5 

die auf seinem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle der städtischen Ent-
sorgung nicht überlässt; 

 8. § 11 Absatz 1 Altglas, Altpapier, Kartonagen, Kunststoffe, Verbundstoffe, Elektro- und 
Elektronikgeräte, Metallschrott, Holz, Kork, Textilien, kompostierbare Stoffe und die in § 
6 Abs. 1 genannten schadstoffhaltigen Abfälle nicht getrennt hält; 

 9. § 11 Absatz 2 die getrennt zu haltenden Stoffe nicht in die hierfür bestimmten Behält-
nisse füllt oder die Behältnisse für Leichtstoffverpackungen bzw. für Altpapier und Karto-
nagen verkehrsgefährdend oder zu frühzeitig bereitstellt oder nach durchgeführter Ab-
fuhr zurückgebliebene Behältnisse nicht unverzüglich entfernt; 

 10. § 12 Abs. 2 Abfall nicht in den von der TBV AöR bzw. in den von dem Dualen System 
der Privatwirtschaft zur Verfügung gestellten Abfallbehältern zum Einsammeln bereit-
stellt oder Abfall neben die Abfallbehälter legt; 

 11. § 12 Abs. 3 als Anschlusspflichtiger nicht dafür sorgt, dass die Abfallbehälter allen Haus-
bewohnern zugänglich sind und ordnungsgemäß genutzt werden können; 

 12. § 12 Abs. 4 Abfälle in Abfallbehälter einstampft, verdichtet oder in ihnen verbrennt oder 
brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter füllt oder Abfälle in nicht dem 
Grundstück zugeteilten Abfallbehältern einfüllt; 

 13. § 12 Abs. 5 sperrige Gegenstände, Schnee, Eis oder Abfälle, welche die Abfallbehälter, 
die Sammelfahrzeuge oder die Entsorgungsanlagen beschädigen oder ungewöhnlich 
verschmutzen können, in die Abfallbehälter einfüllt; 

 14. § 12 Abs. 7 die in § 5 Abs. 1 Nr. 7 genannten schadstoffhaltigen Abfälle nicht nach Art 
des Schadstoffes getrennt zu den Sammelstellen bringt; 

 15. § 15 Abs. 2 Abfallbehälter bzw. Abfallsäcke und sperrige Teile verkehrsgefährdend oder 
zu frühzeitig  bereitstellt; 

 16. § 15 Abs. 4 die Abfallbehälter am Tag der Leerung nicht nach deren Entleerung aus dem 
öffentlichen Straßenraum entfernt; 

 17. § 16 Abs. 3 Transportwege für Abfallbehälter nicht ordnungsgemäß einrichtet und unter-
hält; 



 18. § 19 Abs. 2 als Abfallbesitzer/-in Altpapier oder Altglas nicht zu den von der TBV AöR 
aufgestellten Depotcontainern bringt bzw. Altpapier gem. § 11 Absatz 1 nicht gesondert 
bereitstellt; 

 19. § 19 Abs. 2 in die von der TBV AöR zur Sammlung von Abfällen zur Verwertung aufge-
stellten Depotcontainer andere als die jeweils hierfür zugelassenen Abfälle einfüllt; 

 20. § 19 Abs. 3 Depotcontainer für Altglas und Altpapier am Wochenende oder werktags au-
ßerhalb der erlaubten Zeiten benutzt; 

 21. § 19 Abs. 4 Abfälle zur Verwertung neben den aufgestellten Depotcontainern abstellt; 
 22. § 20 Abs. 1 als Grundstückseigentümer/-in den erstmaligen Anfall von Abfällen, deren 

voraussichtliche Menge, die Anzahl auf dem Grundstück wohnenden Personen sowie 
jede wesentliche Änderung der Abfallart, der Abfallmenge oder der auf dem Grundstück 
wohnenden Personenzahl nicht unverzüglich anzeigt; 

 23. § 20 Abs. 2 den Wechsel im Grundeigentum nicht unverzüglich mitteilt; 
 24. § 20 Abs. 2 als Betriebsinhaber/-in seiner/ihrer Anzeigepflicht aus § 21 Abs. 1 oder seiner 

Benachrichtigungspflicht nicht unverzüglich nachkommt; 
 25. § 21 Abs. 1 als Anschlussberechtigter/als Anschlussberechtigte oder anderer Abfallbesit-

zer/-in die für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 
 26. § 21 Abs. 3 den Beauftragten der TBV AöR den Zutritt zu Grundstücken oder zu solchen 

Betrieben, bei denen Abfälle anfallen, nicht gewährt; 
 27. § 23 Abs. 4 angefallene Abfälle durchsucht oder wegnimmt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 50.000,-- Euro geahndet wer-

den, soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen eine höhere Geldbuße vorsehen. 

 

 

§ 28 

Inkrafttreten 

 

 
Die Satzung tritt am 01.10.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Velbert (Abfallentsorgungssatzung) vom 24.06.2021 außer Kraft. 
 
Die vorstehende Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Velbert wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
 
  



Listen zu § 5 Abs. 1 
 
Liste der Abfälle gemäß § 5 Abs.1 , die durch die TBV AöR eingesammelt und befördert werden, 
soweit sie in haushaltsüblichen Mengen und gemeinsam mit den aus privaten Haushalten stam-
menden Abfällen entsorgt werden können: 
 
 

Abfall-
Schlüssel 

(EAK) 
Abfallbezeichnung 

02 
Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Jagd und Fischerei sowie der Herstellung und Verarbeitung von Nahrungs-
mitteln 

02 01 
Abfälle aus der Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Jagd und Fischerei 

02 01 03 Abfälle aus Pflanzengeweben, nicht verwertbar 

02 01 04 Kunststoffabfälle (ohne Verpackungen) 

03 
Abfälle aus der Holzverarbeitung und der Herstellung von Platten, Möbeln, 
Zellstoffen, Papier und Pappe 

03 01 Abfälle aus der Holzbearbeitung und der Herstellung von Platten und Möbeln 

03 01 01 Rinden und Korkabfälle, nicht verwertbar 

03 01 05 
Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere, nicht verwertbar 
und mit Ausnahme derjenigen, die unter 03 01 04* fallen 

03 03 
Abfälle aus der Herstellung und Verarbeitung von Zellstoff, Papier, Karton 
und Pappe 

03 03 01 Rinden und Holzabfälle, nicht verwertbar 

03 03 08 
Abfälle aus dem Sortieren von Papier und Pappe für das Recycling, nicht verwert-
bar 

04 Abfälle aus der Leder-, Pelz- und Textilindustrie 

04 02 Abfälle aus der Textilindustrie 

04 02 09 Abfälle aus Verbundmaterialien (imprägnierte Textilien, Elastomere, Plastomere) 

04 02 10 organische Stoffe aus Naturstoffen (z.B. Fette, Wachse) 

04 02 21 Abfälle aus unbehandelten Textilfasern, nicht verwertbar 

04 02 22 Abfälle aus verarbeiteten Textilfasern, nicht verwertbar 

08 
Abfälle aus der Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 
von Beschichtungen (Farben, Lacke, Email) Klebstoffen, Dichtmassen und 
Druckfarben 

08 03 Abfälle aus der HZVA und Entfernung von Druckfarben 

08 03 13 
Druckfarbenabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 03 12 fallen, nur in ge-
trocknetem Zustand und in haushaltsüblichen Mengen 

08 03 18 Tonerabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 03 17 fallen 

09 Abfälle aus der fotographischen Industrie 



09 01 Abfälle aus der photographischen Industrie 

09 01 07 Filme und photographische Papiere, die Silber und Silberverbindungen enthalten 

09 01 08 
Filme und photographische Papiere, die kein Silber und keine Silberverbindungen 
enthalten 

09 01 10 Einwegkameras ohne Batterien 

12 
Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der physikali-
schen und mechanischen Oberflächenbearbeitung von Metallen und Kunst-
stoffen 

12 01 
Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der physikali-
schen und mechanischen Oberflächenbearbeitung von Metallen und Kunst-
stoffen 

12 01 05 Kunststoffspäne und –drehspäne, nicht verwertbar 

15 
Verpackungsabfall, Aufsaugmassen, Wischtücher, Filtermaterialien und 
Schutzkleidung (a. n. g.) 

15 01 
Verpackungen (einschließlich getrennt gesammelter kommunaler Verpa-
ckungsabfälle) 

15 01 01 Verpackungen aus Papier und Pappe ohne Transportverpackungen 

15 01 06 gemischte Verpackungen ohne Transportverpackungen, nicht verwertbar  

18 
Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung und 
Forschung (ohne Küchen- und Restaurantabfälle, die nicht aus der unmittel-
baren Krankenpflege stammen) 

18 01 
Abfälle aus der Geburtshilfe, Diagnose, Behandlung oder Vorbeugung von 
Krankheiten beim Menschen 

18 01 01 
spitze oder scharfe Gegenstände mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 03* 
fallen, in gesicherten und verschlossenen Behältnissen bereitgestellt 

18 01 04 

Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine 
besonderen Anforderungen gestellt werden (z.B. Wund- und Gipsverbände, Wä-
sche, Einwegkleidung, Windeln) 

18 01 07 Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 06* fallen 

18 01 09 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 08* fallen 

18 02 
Abfälle aus Forschung, Diagnose, Krankenbehandlung und Vorsorge bei 
Tieren 

18 02 01 
spitze oder scharfe Gegenständemit Ausnahme derjenigen, die unter 18 02 02* 
fallen, in gesicherten und verschlossenen Behältnissen bereitgestellt 

18 02 03 
Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine 
besonderen Anforderungen gestellt werden  

20 
Siedlungsabfälle (Haushaltsabfälle und ähnliche gewerbliche und industri-
elle Abfälle sowie Abfälle aus Einrichtungen), einschließlich getrennt gesam-
melte Fraktionen 

20 01 getrennt eingesammelte Fraktionen (außer 15 01) 

20 01 01 Papier und Pappe 

20 01 02 Glas 

20 01 08 biologisch abbaubare Küchen- und Kantinenabfälle 



20 01 10 Bekleidung 

20 01 11 Textilien 

20 01 23 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 31* fallen 

20 01 34 Batterien und Akkumulatoren mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 33* fallen 

20 01 36 
gebrauchte elektrische und elektronische Geräte mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 20 01 21*, 20 01 23* und 20 01 35* fallen 

20 01 38 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 20 01 37* fällt 

20 01 40 Metalle 

2002 Garten- und Parkabfälle (einschließlich Friedhofsabfälle) 

20 02 01 biologisch abbaubare Abfälle 

20 02 03 andere nicht biologisch abbaubare Abfälle 

2003 Andere Siedlungsabfälle 

20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 

20 03 03 Straßenkehricht 

20 03 07 Sperrmüll 

 
 
 
 

Bekanntm achungsanordnung  
 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Vorstand hat den Beschluss des Verwaltungsrates vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Anstalt öffentlichen Rechts vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Velbert, 29.09.2022    
gez. Dirk Lukrafka  
Vorsitzender des Verwaltungsrates 


